
 

Förderbereich 7: Wasserwirtschaftliche Maßnahmen

Maßnahmen 

1.0 Hochwasserschutz 

2.0 Präventiver Hochwasserschutz im Rah-

men des Nationalen Hochwasserschutz-

programms (NHWSP) 

3.0 Andere wasserwirtschaftliche Maßnah-

men 

1.0 Hochwasserschutz  

1.1 Zuwendungszweck 

Schutz ländlicher Räume vor Hochwasser. 

1.2 Gegenstand der Förderung/För-

derausschluss 

1.2.1 Förderfähig sind: 

a) Neubau und Verstärkung von Hochwas-

serschutzanlagen, 

b) Rückverlegung und Rückbau von Dei-

chen, 

c) Wildbachverbauung. 

 

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen 

im Zusammenhang mit Maßnahmen nach 

Nummer 1.2.1 a) bis c) können ebenfalls geför-

dert werden. 

 

1.2.2 Nicht förderfähig sind: 

a) der Bau von Verwaltungsgebäuden, 

b) die Beschaffung von Kraftfahrzeugen 

und Geräten, 

c) die Unterhaltung von Gewässern und 

wasserwirtschaftlichen Anlagen, 

d) mobile Hochwasserschutzwände, 

e) gewässerkundliche Daueraufgaben, 

f) institutionelle Förderungen, 

g) Grunderwerb zur Realisierung baulicher 

Anlagen, soweit er 10 % der förderfähi-

gen Gesamtausgaben übersteigt. Bei 

Brachflächen und ehemals industriell 

genutzten Flächen mit Gebäuden erhöht 

sich dieser Grenzwert auf 15 %. In ord-

nungsgemäß begründeten Ausnahme-

fällen kann der Grenzwert für Umwelt-

schutzvorhaben über die jeweiligen vor-

stehend genannten Prozentsätze hinaus 

angehoben werden, 

h) Grunderwerb landwirtschaftlich nutz-

barer Flächen in Hochwasserrückhalte-

becken und -poldern, 

i) Hochwasserschutzanlagen zum Schutz 

neuer oder geplanter Siedlungs- und In-

dustriegebiete. 

1.3 Zuwendungsempfänger 

a) Das Land, 

b) sonstige Körperschaften des öffentli-

chen Rechts, 

c) Unterhaltungspflichtige an Gewässern. 

1.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.4.1 Art der Zuwendungen 

Zuwendungen werden als Zuschuss gewährt. 

 

1.4.2 Höhe der Zuwendung 

a) Die Förderung kann bis zu 70 % der nach 

Abzug von Beiträgen Dritter anfallenden 

förderfähigen Ausgaben betragen. 

b) Die Förderung kann bis zu 80 % betra-

gen, sofern die Unterlieger besondere 

Vorteile durch die Maßnahme genießen. 
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1.4.3 Ist das Land auf Grund gesetzlicher Ver-

pflichtungen Begünstigter oder zur Übernahme 

der Kosten der Maßnahme verpflichtet, werden 

60 % der ihm anfallenden förderfähigen Ausga-

ben vom Bund erstattet. 

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.5.1 Hochwasserschutzmaßnahmen nach 

Nummer 1.2.1 a) und b) dürfen nur im Rahmen 

eines Hochwasserschutzkonzeptes gefördert 

werden. 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

1.6.1 Die Zuwendungsempfänger dürfen die 

Zuschüsse nicht an natürliche Personen oder 

juristische Personen des Privatrechts weiterge-

ben oder ausleihen. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 

in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulas-

sen, wenn dadurch sichergestellt ist, dass ein 

Vorhaben wirtschaftlich günstiger durchge-

führt werden kann. 

 

1.6.2 Bei der Umsetzung der Maßnahmen 

sind die Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie 

und der EG-Hochwasserrisikomanagement-

Richtlinie zu berücksichtigen. 

 

1.6.3 Zuwendungen werden gewährt unter 

dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass 

die geförderten 

a) Grundstücke, Bauten und baulichen An-

lagen innerhalb eines Zeitraumes von 

zwölf Jahren ab Fertigstellung, 

b) technischen Einrichtungen und Maschi-

nen innerhalb eines Zeitraumes von fünf 

Jahren ab Lieferung 

 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungs-

zweck entsprechend verwendet werden. 

2.0 Präventiver Hochwasserschutz 

im Rahmen des Nationalen Hoch-

wasserschutzprogramms 

(NHWSP) 

2.1 Zuwendungszweck 

Unterstützung vordringlicher präventiver 

Hochwasserschutzmaßnahmen im Rahmen des 

NHWSP. Schutz des landwirtschaftlichen Pro-

duktionspotenzials unter Berücksichtigung der 

Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie und der 

EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. 

2.2 Gegenstand der Förderung/För-

derausschluss 

2.2.1 Förderfähig sind: 

a) der Rückbau und die Rückverlegung von 

Deichen zur Verbesserung des Hoch-

wasserschutzes, insbesondere zur Wie-

dergewinnung von Überschwem-

mungsgebieten, 

b) Maßnahmen zur Gewinnung von Re-

tentionsflächen, wie die Schaffung von 

Hochwasserrückhaltebecken und -pol-

dern, 

c) das einmalige Entgelt für eine im Rah-

men des Hochwasserschutzes notwen-

dige Bestellung eines dinglichen Nut-

zungsrechts in Höhe von bis zu 20 Pro-

zent des Verkehrswertes der von der 

Hochwasserschutzmaßnahme betroffe-

nen Grundstücksfläche bzw. Grund-

stücksteilfläche; 

d) das einmalige Entgelt für einen im Rah-

men des Hochwasserschutzes notwen-

digen Erwerb des Eigentums an einem 

Grundstück bzw. einer Grundstücksteil-

fläche. 

 



SEITE 3 VON 6 

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen 

im Zusammenhang mit Maßnahmen nach 

Nummer 2.2.1 a) und b) können ebenfalls geför-

dert werden. 

 

2.2.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind 

Maßnahmen, die nicht Gegenstand des NHWSP 

sind.  

2.3 Zuwendungsempfänger 

a) Das Land, 

b) sonstige Körperschaften des öffentli-

chen Rechts, 

c) Unterhaltungspflichtige an Gewässern. 

2.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

2.4.1 Art der Zuwendungen 

Zuwendungen werden als Zuschuss gewährt. 

 

2.4.2 Höhe der Zuwendung 

a) Die Förderung kann bis zu 70 % der nach 

Abzug von Beiträgen Dritter anfallenden 

förderfähigen Ausgaben betragen. 

b) Die Förderung kann bis zu 80 % betra-

gen, sofern die Unterlieger besondere 

Vorteile durch die Maßnahme genießen. 

 

2.4.3 Ist das Land auf Grund gesetzlicher Ver-

pflichtungen Begünstigter oder zur Übernahme 

der Kosten der Maßnahme verpflichtet, werden 

60 % der ihm anfallenden förderfähigen Ausga-

ben vom Bund erstattet. 

2.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

2.5.1 Der Anspruch auf Erstattung von För-

derleistungen präventiver Hochwasserschutz-

maßnahmen durch den Bund (§ 10 GAKG) nach 

Nummer 2.2.1 c) und d) entfällt anteilig inso-

weit, als im Zusammenhang mit dem Eigen-

tumserwerb oder auf der Grundlage des Eigen-

tumserwerbs durch ein Land Einnahmen erzielt 

werden. Die Erstattungsleistung des Bundes ist 

entsprechend zurückzuzahlen. 

2.6 Sonstige Bestimmungen 

2.6.1 Die Zuwendungsempfänger dürfen die 

Zuschüsse nicht an natürliche Personen oder 

juristische Personen des Privatrechts weiterge-

ben oder ausleihen. 

 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 

in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulas-

sen, wenn dadurch sichergestellt ist, dass ein 

Vorhaben wirtschaftlich günstiger durchge-

führt werden kann. 

 

2.6.2 Bei der Umsetzung der Maßnahmen 

sind die Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie 

und der EG-Hochwasserrisikomanagement-

Richtlinie zu berücksichtigen. 

 

2.6.3 Die Maßnahmen werden entsprechend 

ihrer überregionalen Bedeutung von allen am 

NHWSP beteiligten Ländern im Einvernehmen 

priorisiert. Die Priorisierung ist Grundlage für 

den Beschluss über die Verteilung der Bundes-

mittel. Können sich die Länder bei der Zusam-

menarbeit über eine Maßnahme des Hochwas-

serschutzes nicht einigen, vermittelt die Bun-

desregierung auf Ersuchen eines Landes zwi-

schen den am NHWSP beteiligten Ländern. 

 

2.6.4 Zuwendungen werden gewährt unter 

dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass 

die geförderten 

a) Grundstücke, Bauten und baulichen An-

lagen innerhalb eines Zeitraumes von 

zwölf Jahren ab Fertigstellung, 
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b) technischen Einrichtungen und Maschi-

nen innerhalb eines Zeitraumes von fünf 

Jahren ab Lieferung 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungs-

zweck entsprechend verwendet werden. 

 

2.6.5 Die Auszahlung des Entgelts nach 2.2.1 

c) und d) ist dem zuständigen Finanzamt mitzu-

teilen. 
 

2.6.6 Die Länder berichten dem Bund jährlich 

darüber, für welche Maßnahmen die Mittel im 

Förderbereich 2.0 eingesetzt wurden und über 

den erreichten Stand der Umsetzung dieser 

Maßnahmen. 

3.0 Andere wasserwirtschaftliche 

Maßnahmen 

3.1 Zuwendungszweck 

Verbesserung des ökologischen und chemi-

schen Zustands der oberirdischen Gewässer in 

ländlichen Räumen. 

3.2 Gegenstand der Förderung/För-

derausschluss 

3.2.1 Förderfähig sind: 

a) Maßnahmen zur naturnahen Gewässer-

entwicklung. Durch 

- Schaffung von Gewässerentwick-

lungsräumen; 

- Verbesserung/Wiederherstellung 

der biologischen Durchgängigkeit; 

- Verbesserung der hydromorpholo-

gischen Bedingungen; 

- Verbesserung des Wasserrückhalts 

in der Landschaft. 

b) Neubau und Erweiterung von Abwas-

serbehandlungs-anlagen bis zu einer 

Größe von 5000 Einwohnerwerten (EW) 

in ländlichen Gemeinden und die dazu-

gehörenden Kanalisationen sowie ent-

sprechende Kanalisationen zu bereits 

bestehenden Abwasserbehandlungsan-

lagen, unabhängig von deren Bemes-

sungsgröße. Ausgenommen sind Er-

schließungsmaßnahmen neuer oder ge-

planter Siedlungs- und Industriege-

biete. 

c) Neubau und Erweiterung von Wasser 

sparenden überbetrieblichen Einrich-

tungen zur Entnahme, Speicherung und 

Zuleitung von Wasser für Beregnungs-

zwecke bis zur Übergabestelle an das je-

weilige einzelbetriebliche Bewässe-

rungsnetz. 
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d) Neubau und Erweiterung von Anlagen 

zur Wasserspeicherung, Grundwasser-

anhebung und Pumpanlagen zur über-

betrieblichen Bewirtschaftung landwirt-

schaftlicher Wasserressourcen. 

 

Die Maßnahmen nach Nummer 3.2.1 c) und 

Nummer 3.2.1 d) sind bis zum 31.12.2026 be-

fristet. 

 

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen 

im Zusammenhang mit Maßnahmen nach 

Nummer 3.2.1 a) bis d) können ebenfalls geför-

dert werden. 

 

3.2.2 Nicht förderfähig sind: 

a) der Bau von Verwaltungsgebäuden, 

b) die Beschaffung von Kraftfahrzeugen 

und Geräten, 

c) die Unterhaltung von Gewässern und 

wasserwirtschaftlichen Anlagen, 

d) gewässerkundliche Daueraufgaben, 

e) institutionelle Förderungen, 

f) Grunderwerb zur Realisierung baulicher 

Anlagen, soweit er 10 % der förderfähi-

gen Gesamtausgaben übersteigt. Bei 

Brachflächen und ehemals industriell 

genutzten Flächen mit Gebäuden erhöht 

sich dieser Grenzwert auf 15 %. In ord-

nungsgemäß begründeten Ausnahme-

fällen kann der Grenzwert für Umwelt-

schutzvorhaben über die jeweiligen vor-

stehend genannten Prozentsätze hinaus 

angehoben werden. 

3.3 Zuwendungsempfänger 

a) Das Land, 

b) sonstige Körperschaften des öffentli-

chen Rechts, 

c) Unterhaltungspflichtige an Gewässern. 

3.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

3.4.1 Zuwendungen werden als Zuschuss ge-

währt. 

 

3.4.2 Die Förderung kann bei Maßnahmen 

nach Nummer 3.2.1 b bis d bis zu 70 % und bei 

Maßnahmen nach Nummer 3.2.1 a bis zu 90 % 

der nach Abzug von Beiträgen Dritter anfallen-

den förderfähigen Ausgaben betragen. 

 

3.4.3 Ist das Land auf Grund gesetzlicher Ver-

pflichtungen Begünstigter oder zur Übernahme 

der Kosten der Maßnahme verpflichtet, werden 

60 % der ihm anfallenden förderfähigen Ausga-

ben vorn Bund erstattet. 

3.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

3.5.1 Anlagen nach Nummer 3.2.1 b) dürfen 

nur gefördert werden, wenn aus mehreren Al-

ternativen die Vorzugslösung durch eine dyna-

mische Kostenvergleichsrechnung (KVR-Leitli-

nie der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 

Wasser) ermittelt worden ist. 

 

3.5.2 Technische Einrichtungen nach Num-

mer 3.2.1 c) dürfen nur nach Vorliegen einer 

Wirtschaftlichkeitsberechnung und nur in Regi-

onen gefördert werden, die im langjährigen 

Mittel von April bis September eine negative 

klimatische Wasserbilanz aufweisen. 

3.6 Sonstige Bestimmungen 

3.6.1 Die Zuwendungsempfänger dürfen die 

Zuschüsse nicht an natürliche Personen oder 

juristische Personen des Privatrechts weiterge-

ben oder ausleihen. 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 

in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulas-

sen, wenn dadurch sichergestellt ist, dass ein 
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Vorhaben wirtschaftlich günstiger durchge-

führt werden kann. 

 

3.6.2 Bei der Umsetzung der Maßnahmen 

sind die Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie 

und der EG-Hochwasserrisikomanagement-

Richtlinie zu berücksichtigen. 

 

3.6.3 Zuwendungen werden gewährt unter 

dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass 

die geförderten 

a) Grundstücke, Bauten und. baulichen 

Anlagen innerhalb eines Zeitraumes von 

zwölf Jahren ab Fertigstellung, 

b) technischen Einrichtungen und Maschi-

nen innerhalb eines Zeitraumes von fünf 

Jahren ab Lieferung 

 

veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungs-

zweck entsprechend verwendet werden. 
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